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rechtliche Verbindlichkeit bekommen.6 Getreu diesen in
ternationalen Rechtspflichten wurde die unmittelbare 
und alleinige Anwendung der Völkerrechtstatbestände in 
Art. 8 und 91 der Verfassung der DDR geregelt und 
mit § 1 Abs. 6 EGStGB/StPO vom 12. Januar 1968 konkre
tisiert.

In der Urteilsbegründung bezog sich das Gericht weiter
hin auf die Haager Landkriegsordnung vom 18. Oktober 
1907-, wonach Kombattanten und Nichtkombattanten (also 
auch Partisanen) im Falle ihrer Gefangennahme gleicher
maßen Anspruch auf Behandlung als Kriegsgefangene ha
ben. Durch die Einkerkerung der Partisanen in Gefäng
nisse (anstelle ihrer Überführung in Kriegsgefangenen
lager) sowie ihre Folterung und Ermordung hat der An
geklagte die „Kriegsgebräuche und -gesetze“ verletzt und 
so Kriegsverbrechen im Sinne des IMT-Statuts began
gen.

Die Vereinten Nationen haben wiederholt (u. a. mit 
der Konvention vom 26. November 1968 über die Unver
jährbarkeit von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit) das geltende Völkerrecht bekräftigt.8 
Daß die DDR mit ihrem Beitritt zu der Konvention beredt 
ist, alle sich daraus ergebenden völkerrechtlichen Ver
pflichtungen konsequent zu erfüllen, wurde auch mit dem 
Strafverfahren gegen Paland bewiesen.

Der Generalstaatsanwalt der DDR, Dr. Dr. h. c. 
J. S t r e i t, erklärte vor dem Verfassungs- und Rechts

ausschuß der Volkskammer, daß auch diejenigen Verant
wortlichen für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, denen es, begünstigt durch die Nachkriegs
situation gelingen konnte, im Gebiet der DDR unterzutau
chen, ihrer Verantwortung nicht entgehen.9

Die Angehörigen der GFP hatten ihr „Untertauchen“ 
rechtzeitig vorbereitet. Bereits am 20. Juni 1944 verschaff
ten sich der Angeklagte und seine Komplicen gefälschte 
Soldbücher, in denen sie als Angehörige einer „Wehr
mach ts-Nadischubeinheit“ ausgewiesen wurden. Vor seiner

Gefangennahme durch amerikanische Truppen vernichtete 
der Angeklagte sein GFP-Soldbuch und gab später in 
Fragebogen immer wieder die mit dem gefälschten Sold
buch begründete Legende an. So gelang es ihm, lange 
Jahre unerkannt zu bleiben.

Spätestens am Tage seiner Verhaftung mußte er aber 
erkennen, daß er sich in der DDR auch mit dieser Me
thode auf die Dauer nicht der Gerechtigkeit entziehen 
konnte, ebenso wie andere Kriegsverbrecher, die das mit 
dem Führen falscher Namen, mit dem Bewirken eigener 
Todeserklärungen und mit kosmetischen Operationen ver- 
geblich versuchten. Systematisch werden in der DDR die 
archivierten Dokumente weiter ausgewertet und die 
Rechtshilfebeziehungen mit allen in Frage kommenden 
Staaten vervollkommnet, um die an den Nazi- und Kriegs
verbrechen Schuldigen unbefristet zu verfolgen und zu be
strafen. Das ist ein Gebot der Menschlichkeit und eine 
völkerrechtliche Verpflichtung, der sich die DDR zugleich 
aus ihrem antifaschistischen Vermächtnis verantwortungs
bewußt stellt. 1
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Das Wohnungsbauprogramm als Kernstück der Sozial
politik von Partei und Staatsführung ist darauf gerichtet, 
bis zum Jahre 1990 die Wohnungsfrage zu lösen.* Dieses 
Ziel soll vor allem durch den Neubau von Wohnungen, 
aber auch durch den Um- und Ausbau und eine damit 
verbundene Modernisierung des vorhandenen Wohnraums 
erreicht werden.

Für die einheitliche komplexe Leitung und Planung 
des Neubaus, der Modernisierung, des Um- und Ausbaus 
von Wohngebäuden, Gebäuden und baulichen Anlagen für 
gesellschaftliche Zwecke sowie der (Baureparaturen an die
sen Gebäuden und baulichen Anlagen tragen gemäß § 26 
Abs. 5 GöV der Bezirkstag und der Rat des Bezirks die 
Verantwortung. Werden diese Aufgaben gemäß § 26 Abs. 6 
GöV den Kreisen übertragen, obliegt diese Verantwor
tung nach § 40 Abs. 3 GöV den Kreistagen und den Rä
ten.

Hat der Rat des Bezirks keine anderen Festlegungen 
getroffen, dann leiten die Räte der Kreise gemäß Abs. 1 
der DB zur VO über die Vorbereitung von Investitionen 
— Vorbereitung der Investitionen des komplexen Woh
nungsbaus — vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 260) die

Investitionsvorhaben des komplexen Wohnungsbaus bis 
zu 500 Neubauwohnungen sowie die Modernisierung. Ein 
wesentlicher Teil dieser Aufgaben wird im Auftrag der 
Räte der Bezirke und Kreise von den Hauptauftragge
bern komplexer Wohnungsbau (HAG) wahrgenommen. In 
Einzelfällen werden auch VEB Gebäudewirtschaft damit 
beauftragt.

Vertraglich vereinbarte Wahrnehmung von Aufgaben

Für die konkreten Vorhaben des Wohnungsneubaus und 
die Maßnahmen der Modernisierung, des Um- und Aus
baus sowie der Baureparaturen an den einzelnen Wohn
gebäuden sind grundsätzlich die Rechtsträger oder Eigen
tümer Auftraggeber für die Vorbereitung und Durchfüh
rung der Bauleistungen (vgl. § 9 Ahs. 2 der DB vom 13. Juli 
1978 für Investitionen und für Modemisierungsmaßnah- 
men mit mindestens 100 Wohnungen an einem Standort). 
Demzufolge sand auch Bürger und andere Teilnehmer am 
Zivilrechtsverkehr, die Eigentümer von Wohngebäuden 
sind (oder es beim Neubau werden), im engen Zusammen
wirken mit den staatlichen Organen und den HAG an der


